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Kohleausstieg 2030 unter neuen Vorzeichen
Der russische Angriff  auf die Ukraine und die Abhängigkeit der deutschen Energiewirtschaft 
von russischem Gas führen aktuell zu einer sehr angespannten Versorgungssituation, die 
sich im kommenden Winter noch verschärfen könnte. Auch mittelfristig dürfte der Importpreis 
für Erdgas deutlich oberhalb der historischen Werte liegen, wenn Europa sich von Russland 
unabhängig aufstellt. Diese Entwicklungen erfordern eine Neubewertung der deutschen 
Energiepolitik, unter anderem für die Energiewende im Stromsektor.
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Um die Klimaziele für 2030 einhalten zu können, so der Ko-
alitionsvertrag (2021), muss die grüne Transformation be-
schleunigt und insbesondere Photovoltaik und Windkraft 
deutlich ambitionierter als in vergangenen Jahren ausge-
baut werden. Dabei setzte man, im Einklang mit bisheri-
gen Weichenstellungen, auf fossiles Erdgas als Brücken-
technologie. Es wurde mit zeitnahen Investitionen in neue 
Gaskraftwerke geplant, die später mit grünem Wasserstoff  
betrieben werden sollten. Zunächst hätten diese Gaskraft-
werke die Aufgabe gehabt, temporäre Kapazitätsbedarfe 

auf dem Weg zu einem 100 % erneuerbaren Stromsektor 
bei einem zeitnahen Kohleausstieg bis 2030 zu decken. 
Diese Planung beruhte auf der Annahme eines mittelfristig 
günstigen Gaspreises und einer sicheren Gasversorgung. 
Infolge steigender Zertifi katspreise für CO2-Emissionen 
konnte so bis vor einigen Monaten von einem (marktgetrie-
benen) Brennstoff wechsel von Braun- und Steinkohle auf 
Gas ausgegangen werden. Der gesetzlich eigentlich erst 
für 2038 festgelegte Kohleausstieg in Deutschland wäre 
unter den vor dem Krieg geltenden Rahmenbedingungen 
mit Investitionen in neue Gaskraftwerke daher selbst bei 
einem weniger ambitionierten Ausbau der erneuerba-
ren Stromerzeugung bereits für einen Zeitraum bis 2030 
fast vollständig zu erwarten gewesen. Der Umstieg auf 
klimaneutralen Wasserstoff  wäre bei Verfügbarkeit von 
günstigem Gas trotz der problematischen Gesamtklimabi-
lanz von Erdgas weiter in die Zukunft gerückt.

Die strategische Verknappung von Gaslieferungen aus 
Russland im Vorfeld des Angriff s auf die Ukraine, ein 
möglicher kompletter Lieferstopp in den kommenden Mo-
naten und perspektivisch höhere Preise für fossile Ener-
gieträger als Folge des Kriegs führen zu einer neuen Rea-
lität für die Transformation des deutschen Stromsystems. 

Um eine Bewertung der Situation zu erleichtern, stellen wir 
in drei Szenarien mögliche mittelfristige Entwicklungen in 
Deutschland im europäischen Kontext dar und vergleichen 
diese mit dem Szenario, das vor dem Krieg zu erwarten ge-
wesen wäre. Wir nutzen dabei ein Strommarktmodell, das 
den Zubau und den Rückbau von Kraftwerkskapazität in 
Europa in Abhängigkeit der sich aus dem Strommarkt er-
gebenden Investitionsanreize schätzt. Dabei nehmen wir 
in allen Szenarien an, dass die Ausbauziele für die erneu-
erbaren Energien sowohl in Deutschland als auch in den 
anderen EU-Mitgliedstaaten erreicht werden. Zwei der 
Szenarien gehen mit 40 Euro/MWh und 65 Euro/MWh von 
unterschiedlichen Erwartungen bezüglich des Gaspreises 
aus, während das dritte Szenario für den hohen Preispfad 
einen politisch forcierten Kohleausstieg bis 2030 in den 
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Blick nimmt. Diese Szenarien werden mit Ergebnissen ver-
glichen, die sich gemäß Modellberechnungen bei einem 
erwarteten Gaspreis von 15 Euro/MWh ergeben hätten.

Die Ergebnisse zeigen, dass zeitnah energiepolitische Ent-
scheidungen zum Kohleausstieg notwendig sind. Höhere 
Importpreise für fossile Energieträger – insbesondere für 
fossiles Flüssiggas als Ersatz der Gasimporte aus Russland 
– bewirken, dass der Kohleausstieg nicht marktgetrieben er-
folgen wird. Sofern politisch nicht anders entschieden wird, 
werden je nach der Preiserwartung, die sich an den Märkten 
einstellt, Braun- und Steinkohlekraftwerke auch über 2030 
hinaus noch im Rahmen des aktuellen bis 2038 angestreb-
ten Kohleausstiegs eine signifi kante Rolle im deutschen 
Stromsystem spielen. Je höher der erwartete Gaspreis, des-
to stärker ist dieser Eff ekt. Werden weniger Gaskraftwerke 
zugebaut, so kann die infolge des Weiterbetriebs von Koh-
lekraftwerken regionale Konzentration der konventionel-
len Kraftwerkskapazität nur bedingt ausgeglichen werden. 
Strukturelle Nord-Süd-Netzengpässe innerhalb Deutsch-
lands bleiben bei einem starken Ausbau der Windkraft trotz 
des Netzausbaus weiterhin bestehen. Unter diesen Bedin-
gungen muss neu bewertet werden, ob ein Kohleausstieg 
2030 angestrebt werden sollte. Ein kompletter Kohleausstieg 
bis 2030 wäre auch unter den neuen Rahmenbedingungen 
realisierbar. Allerdings müsste dies frühzeitig entschieden 
werden, da umfangreich Gaskraftwerke zugebaut werden 
müssten. Aufgrund der regionalen Konzentration von beste-
henden Erzeugungskapazitäten sollten Maßnahmen ergriff en 
werden, die einen Zubau in der Nähe von Verbrauchszentren, 
insbesondere in Süddeutschland, anreizen. Mit Blick auf den 
durch hohe Gaspreise schneller zu erwartenden Umstieg 
der Kraftwerke auf klimaneutralen Wasserstoff  müssten Er-
zeugungstechnologien forciert zugebaut werden, die neben 
Erdgas auch mit Wasserstoff  betrieben werden können oder 
mit geringem Aufwand umrüstbar sind. Außerdem muss der 
Ausbau der entsprechenden Infrastruktur für Wasserstoff  
von Beginn an mitgedacht und priorisiert werden.

Andere aktuelle Studien zeichnen ein ähnliches Bild wie 
unser Beitrag, unterscheiden sich aber im Schwerpunkt 
der Analysen mit jeweils nur einem Szenario. Agora Ener-
giewende et al. (2022) betrachten die Transformation in ein 
klimaneutrales Stromsystem bis 2035 entsprechend den 
aktuellen Ausbauzielen mit einem Hochfahren des jährli-
chen Zubaus für Photovoltaik auf 22 GW ab 2027, für Wind 
an Land auf 9 GW ab 2024 und für Wind auf See auf 6 GW 
ab 2029. Die Studie zeigt, dass mit dem angestrebten Aus-
baupfad für erneuerbare Energien die deutsche Strom-
versorgung nach 2030 ohne Stein- und Braunkohle aus-
kommen kann. Der weitere Ausbau der Erneuerbaren über 
2030 hinaus führt dazu, dass die steigende Stromnachfra-
ge im Bereich Wärme und Mobilität klimaneutral bedient 
werden kann und Wasserstoff  zunehmend die Rolle als 

Backup in der Stromerzeugung von Erdgas übernimmt. In 
einer weiteren Studie geht das DIW (2022) von einem noch 
ambitionierten Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung 
bis 2030 aus und zeigt, dass die deutsche Stromnachfrage 
bei einer stärkeren grenzüberschreitenden Integration der 
nationalen Strommärkte unter diesen Annahmen zu über 
95 % der Nachfrage direkt durch erneuerbare Stromerzeu-
gung gedeckt werden kann. In diesen Studien wurde ange-
nommen, dass die Erneuerbaren-Ausbauziele der Bundes-
regierung entweder erreicht oder sogar noch übertroff en 
werden. Der sehr ambitionierte Ausbaupfad für erneuer-
bare Energien bei gleichzeitig weltweit hoher Nachfrage 
nach Photovoltaik- und Windkraftanlagen sowie möglichen 
Produktionskapazitäts-, Rohstoff - und Fachkräfteengpäs-
sen lassen es selbst mit der aktuell gegebenen politischen 
Unterstützung unsicher erscheinen, ob der jährliche Zubau 
entsprechend gesteigert werden kann (zu Rohstoff en und 
Fachkräften Flach et al., 2022 und SVR, 2022). Mit jedem 
Jahr Verzögerung beim Ausbau der Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien entsteht 2030 eine Stromlücke von 
etwa 50 TWh, die durch Braunkohle und Importe an Erd-
gas, Steinkohle oder Wasserstoff  gedeckt werden müsste.

Beschreibung der Modellannahmen und Szenarien

In einem Strommarktmodell, das im Einklang mit dem ak-
tuellen Strommarktdesign von nationalen Gebotszonen 
ausgeht, werden für Deutschland und seine Nachbarlän-
der Investitionsentscheidungen und Handelsergebnisse 
berechnet (Egerer et al., 2022a) . Dafür wird ein Modell in 
Anlehnung an Grimm et al. (2016, 2020) und Egerer et al. 
(2021) mit Daten für Deutschland und Nachbarländer kalib-
riert (zur Einordnung auch Ambrosius et al., 2017). Die Stu-
die betrachtet zusätzlich zum Referenzszenario G15-K2038 
mit historischen Gas- und Steinkohlepreisen drei weitere 
Szenarien, die von unterschiedlichen Gaspreisen und un-
terschiedlichen politischen Entscheidungen zum Kohleaus-
stieg ausgehen (vgl. Tabelle  1). In zwei Szenarien werden 
die Brennstoff preise für Erdgas und Steinkohle variiert und 
der beschlossene Kohleausstieg bis 2038 angenommen. Im 
Szenario G40-K2038 mit einem Gaspreis von 40 Euro/MWh 
ist auch der Import von Steinkohle relativ günstig und die 
Verstromung von Braunkohle ist durch den hohen CO2-Preis 
vergleichsweise teuer. Im Szenario G65-K2038 werden hö-
here Importpreise für Gas und Steinkohle angenommen, wo-
durch die jüngste Generation an Braunkohlekraftwerken mit 
einem etwas besseren Wirkungsgrad günstiger werden als 
die Verstromung von Erdgas. Für diese Preisannahmen wird 
im Szenario G65-K2030 ein politisch forcierter Kohleaus-
stieg bis 2030 betrachtet. Alle Szenarien basieren außerdem 
auf denselben Annahmen zu wichtigen Modellparametern, 
gemäß der aktuellen politischen Beschlusslage und Szena-
rien für 2030 in der europäischen Netzentwicklungsplanung. 
Dies betriff t insbesondere die Ausbaupfade für erneuerbare 
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Energien, Flexibilität mit Stromspeichern und Elektrolyseu-
ren, die Stromnachfrage und Handelskapazitäten zwischen 
Gebotszonen. Für Deutschland werden die Erzeugungska-
pazitäten für erneuerbare Energien am Osterpaket der Bun-
desregierung ausgerichtet (Deutscher Bundestag, 2022). 
Die Annahmen zu den Nachbarländern und Handelskapa-
zitäten entsprechen dem Szenario „Distributed Energy“ 
des TYNDP 2022. Für alle Länder wird von einer steigenden 
Stromnachfrage und einem ambitionierten Ausbau der er-
neuerbaren Stromerzeugung für 2030 ausgegangen. In allen 
Szenarien wird einheitlich von einem CO2-Preis in Höhe von 
114 Euro/t ausgegangen (ÜNB, 2022, Tabelle 33, 108). Dies 
würde bedeuten, dass bei umfangreicher Kohleverstromung 
Bestrebungen nachgegeben wird, den CO2-Preis durch eine 
Aufweichung des Emissionshandels niedrig zu halten.

Im Marktmodell wird endogen über den Weiterbetrieb 
und Neubau von konventionellen Kraftwerken entschie-
den und der stündliche Betrieb von Kraftwerken, Spei-
chern und Elektrolyseuren am Strommarkt ermittelt. Dabei 
spielen für alle nationalen Gebotszonen die stündlichen 
Nachfrage funktionen, stündliche Verfügbarkeiten der Er-
zeugung aus erneuerbaren Energien, konventionelle Er-
zeugungskapazitäten mit Produktionskosten und Flexibi-
lität durch Speicher und Elektrolyse eine Rolle (vgl. Abbil-
dung 1). Außerdem erfolgt, begrenzt durch die Handelska-
pazitäten zwischen den nationalen Gebotszonen, für alle 
abgebildeten Länder eine gemeinsame Berechnung von 
Investitionen und Handelsergebnissen, wie sie sich markt-
getrieben in den jeweiligen Szenarien ergeben würden.

Die wesentlichen Kenngrößen für die nationalen Stromnach-
fragen und erneuerbare Energien im Rahmen der Annahmen 
sind in Tabelle  2 zusammengefasst. Für Deutschland wird 
eine jährliche Stromnachfrage von 700 TWh angenommen – 
mit Elektrolyseuren und Speichern ergeben sich in den Mo-
dellergebnissen etwa 750 TWh1 – sowie 588 TWh an jährlich 
verfügbarer Erzeugung aus erneuerbaren Energien. Entspre-

1 Dieser Wert entspricht den aktuellen Erwartungen der Bundesregierung 
für Deutschland (Deutscher Bundestag, 2022; ÜNB, 2022, Abb. 4, 26).

chend der residualen Nachfrage in Abbildung 1 ergibt sich 
in etwa 6.000 Stunden eine verbleibende positive Nachfrage 
von insgesamt 193 TWh. In den restlichen Stunden ist das 
Angebot der erneuerbaren Energien insgesamt um 80 TWh 
größer als die Stromnachfrage. Überschüssige erneuer-
bare Erzeugung kann für Stromexporte, für die Elektrolyse 
und zum Laden von Stromspeichern genutzt oder abgere-
gelt werden. Die verbleibende residuale Nachfrage muss 
aus konventioneller Erzeugung, Stromspeichern oder dem 
Stromhandel mit Nachbarländern gedeckt werden.

Abbildung 2 zeigt die Annahmen und das Marktgebiet, die 
den Berechnungen zugrunde liegen und gibt zugleich ei-
nen Eindruck von dem Vergleichsszenario, das mit einem 
niedrigen Gaspreis 2030 zu erwarten gewesen wäre. In den 
oberen beiden Abbildungen sind die heute bestehenden 
Kapazitäten an erneuerbarer (oben links) und konventionel-
ler (oben rechts) Erzeugungskapazität zu sehen. Die unte-
ren beiden Grafi ken zeigen die Situation 2030. Links wird 
die Erneuerbaren-Kapazität gezeigt, wie sie bei einem Er-
reichen der politischen Ziele zu erwarten wäre. Rechts un-
ten sind die Ergebnisse der Modellberechnungen illustriert, 
die sich bei einem erwarteten Gaspreis von 15 Euro/MWh 
und dem aktuellen Kohleausstieg bis 2038 ergeben wür-
den. Dies entspricht dem Referenzszenario (G15-K2038), 
also einer Erwartung, wie sie vor dem russischen Angriff  auf 
die Ukraine als plausibel angesehen wurde.

Ergebnisse der Szenarienrechnungen

Investitionen und Rückbau konventioneller Kraftwerke

Bei Erwartung niedriger Importpreise für fossile Brennstof-
fe und dem aktuell beschlossenen Kohleausstieg bis 2038, 
also im Szenario G15-K2038, wäre für einen CO2-Preis von 
114 Euro/t ein marktgetriebener Ausstieg aus der Braunkohle 
in Deutschland weitgehend bereits bis 2030 zu erwarten ge-
wesen. Die modernsten Steinkohlekraftwerke würden in den 
Modellergebnissen entsprechend dem aktuellen Kohleaus-
stiegspfad für 2038 zur Deckung von hoher Nachfrage bei 
gleichzeitig geringer Verfügbarkeit erneuerbarer Energien für 

Tabelle 1
Brennstoff preise und Kohleausstiegsjahr nach Szenario

Die Preise im Referenzszenario G15-K2038 basieren auf ÜNB (2022) auf 
Basis TYNDP 2022, Tabelle 32, 107.

Quelle: ÜNB (2022) auf Basis TYNDP 2022.

Braunkohle
(Euro/MWh)

Steinkohle
(Euro/MWh)

Erdgas
(Euro/MWh)

Kohleaus-
stieg

G15-K2038 6 7 15 2038

G40-K2038 6 10 40 2038

G65-K2038 6 25 65 2038

G65-K2030 6 25 65 2030

Abbildung 1
Stilisierte Nachfrage für die deutsche Gebotszone 2030

Menge

Stunden

Nachfragekurve

Residuale Nachfrage

6.000 h

EE
EE

Speicher und Spitzenlast

Elektrolyse und Speicher

Abregelung Erneuerbare

Konventionelle Erzeugung

Quelle: Eigene Darstellung.
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Tabelle 2
Stromnachfrage und -erzeugung erneuerbare Energien

AT: Österreich, BE: Belgien, CH: Schweiz, CZ: Tschechien, DE: Deutsch-
land, DK: Dänemark, FR: Frankreich, IT: Italien, NL: Niederlande, PL: Polen. 
Elektrolyse und Speicher sind in der Stromnachfrage noch nicht enthalten.

Quelle: ENTSO-E and ENTSOG (2022) und eigene Berechnung.

Strom-
nach-
frage
[TWh]

Erneu-
erbare 

Energien
[TWh]

Residuale 
Nach-
frage
[TWh]

Überschuss 
Erneuerbare

[TWh]

Stunden 
mit Über-
schuss

[h]

Peak 
(resi-
dual)
[GW]

AT 97 82 22 8 2.779 12,3

BE 111 43 68 0 158 16,6

CH 61 47 17 3 2.354 6,9

CZ 73 25 48 0 72 10,6

DE 700 588 193 80 2.745 95,7

DK 53 92 4 43 6.703 6,5

FR 564 260 307 3 426 96,2

IT 359 223 152 17 1.525 49,5

NL 185 124 73 12 1.667 23,4

PL 193 67 127 0 10 29,7

eine geringe Stundenzahl pro Jahr weiterbetrieben. Mit ei-
nem Zubau von Gaskraftwerken im Umfang von 29 GW wäre 
die Leistung der in Deutschland stillgelegten Kohlekraftwer-
ke fast vollständig ersetzt worden. Auch in den Nachbarlän-
dern wäre aufgrund des günstigen Gaspreises und mit ent-
sprechendem CO2-Preis zu erwarten gewesen, dass neben 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien eine fast vollstän-
dige Umstellung der Stromerzeugung von Kohle auf Erdgas 
erfolgt. Diese Situation, wie sie sich vor dem Angriff  auf die 
Ukraine dargestellt hat, zeigt Abbildung 2.

Wenn die Brennstoff preise mittelfristig hoch bleiben, stellt 
sich die Situation deutlich anders dar. Trotz der Annahme 
eines CO2-Preises von 114 Euro/t würde sich der bis 2038 
beschlossene Kohleausstiegspfad nicht über Marktanrei-
ze ergeben. Im Szenario G65-K2038 mit einem Gaspreis 
von 65 Euro/MWh muss die Stilllegung von Kohlekraftwer-
ken entsprechend dem aktuell in Deutschland beschlosse-
nen Kohleausstiegspfad politisch forciert werden. Speziell 
Braunkohlekraftwerke spielen in diesem Szenario weiterhin 
eine wichtige Rolle in der Stromversorgung. Da der Import 
von Erdgas teuer ist, kommen Braunkohlekraftwerke am 
Strommarkt trotz hoher CO2-Bepreisung vor den Gaskraft-
werken zum Einsatz. Dabei wird nicht die komplette Kapa-
zität der stillgelegten Kohlekraftwerke durch Gaskraftwerke 
in Deutschland ersetzt. Ein Teil verschiebt sich in die Nach-
barländer, in denen neben einem Zubau an Gaskraftwerken 
insbesondere Kohlekraftwerke weiter genutzt werden, um 
mit Stromexporten zur Befriedigung der deutschen Spitzen-
nachfrage beizutragen (vgl. Abbildung 3). Das Potenzial dazu 
ist durch die Übertragungskapazität zwischen den Ländern 
beschränkt, das im Szenario vollständig ausgenutzt wird.

In einem weiteren Szenario G65-K2030 betrachten wir den 
Fall, dass der Kohleausstieg 2030 politisch beschlossen und 
durchgesetzt wird. Dafür nehmen wir an, dass der Weiter-
betrieb der Kohlekraftwerke nach 2030 ordnungsrechtlich 
ausgeschlossen wird und der CO2-Preis zunächst unver-
ändert bei 114  Euro/t liegt. In diesem Szenario fi ndet fast 
keine zusätzliche Verschiebung von Kapazität in die Nach-
barländer statt. Es werden – im Wesentlichen aufgrund der 
Beschränkung der Übertragungskapazitäten zwischen den 
Ländern – also nicht noch weniger Kohlekraftwerke in den 
Nachbarländern abgebaut, sodass der Kohleausstieg bis 
2030 fast vollständig durch neue Gaskraftwerke in Deutsch-
land kompensiert werden muss. Abbildung  3 illustriert die 
Unterschiede im Zubau zwischen dem Szenario mit und 
ohne vorgezogenem Kohleausstieg bei hohen Gaspreisen. 
Mit G40-K2038 betrachten wir zusätzlich ein Szenario mit 
einem Gaspreis von 40 Euro/MWh und moderaten Import-
preisen für Steinkohle. Hier erfolgt ein Teil der Stromerzeu-
gung in Deutschland mit Steinkohle anstatt mit Braunkohle. 
Im Unterschied zu dem Hochpreisszenario wird hier jedoch 
mehr Kohlekapazität im Ausland zurückgebaut und dort 
durch Gaskraftwerke ersetzt. Somit wird auch weniger Koh-
lestrom aus dem Ausland nach Deutschland importiert, um 
die Nachfrage zu befriedigen. Die Zusammensetzung des 
Kraftwerkparks sowie der Zu- und Abbau von Kapazitäten 
in Deutschland und in den Nachbarstaaten ist in Abbildung 4 
dargestellt, die neben unseren drei Zukunftsszenarien mit 
höheren Preisen für fossile Energieimporte und einem mögli-
chen Kohleausstieg 2030 den Vergleich zur Situation vor Be-
ginn des Ukrainekriegs zieht.

Auswirkungen auf den Strommarkt

In allen vier Szenarien steht einer jährlichen Gesamtnachfra-
ge von etwa 750 TWh, inklusive der im Modell bestimmten 
Nachfrage für Stromspeicher (etwa 25 TWh) und Elektroly-
seure (etwa 20 TWh), eine verfügbare Stromerzeugung von 
588 TWh aus erneuerbaren Energien gegenüber, wovon mit 
20 TWh ein Teil nicht genutzt werden kann und abgeregelt 
wird. Es bleibt daher eine nicht erneuerbare Stromlücke (vgl. 
residuale Last in Abbildung 1) von etwa 150 TWh, die über 
Speicher, Importe oder fossile Stromerzeugung gedeckt 
werden muss.2 Bei einem jährlichen Nettozubau an erneuer-
baren Energien von 50 TWh, wie er nach 2030 weiterhin an-
gestrebt wird, könnte bei ausreichender Flexibilisierung ein 
100 % erneuerbares Stromsystem bis 2035 erreicht werden.

Die Preisannahmen für fossile Energieträger in den Sze-
narien bestimmen, zusammen mit der Entscheidung über 

2 Ein Teil der Stromerzeugung in Gaskraftwerken wird 2030 bereits mit (im-
portieren) klimaneutralen Wasserstoff  oder Ammoniak erfolgen. Grüner 
Ammoniak erreicht bei einem Importpreis von etwa 100 Euro/MWh (Ege-
rer et al., 2022b) die variablen Stromerzeugungskosten von Erdgas – mit 
einem Preis von 65 Euro/MWh – bei einem CO2-Preis von gut 200 Euro/t.
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Neubau und Weiterbetrieb von Erzeugungskapazitäten, 
welcher Teil der residualen Stromnachfrage durch die Ver-
stromung von Erdgas, Steinkohle und Braunkohle gedeckt 
wird. In Szenario G15-K2038 wird fast ausschließlich Gas 
eingesetzt, während die verbleibenden Steinkohlekraftwer-
ke nur etwa 200 Volllaststunden betrieben werden (vgl. Ab-
bildung 5). In beiden Szenarien mit höheren Gaspreisen sind 
2030 ein Teil der Braun- und Steinkohlekraftwerke noch in 
Betrieb, entsprechend dem bisherigen Kohleausstiegspfad 
für 2038. Im Szenario G40-K2038 ist die Verstromung von 
Gas um 30 TWh geringer als im Szenario G15-K2038. Im 
Gegenzug sind die Erzeugung in Steinkohlekraftwerken mit 
etwa 2.000 Volllaststunden sowie die Stromimporte höher. 
Braunkohlekraftwerke werden nur mit geringen Volllast-

stunden weiterbetrieben. Im Szenario G65-K2038 werden 
die verbleibenden 9  GW an Braunkohlekraftwerken güns-
tiger als Gaskraftwerke und ersetzen mit einer Erzeugung 
von gut 42 TWh sowohl Gasverstromung als auch Stromim-
porte. Der steigende Anteil der Kohleverstromung führt zu 
höheren direkten CO2-Emissionen bei der Stromerzeugung 
von 8 Mt in G40-K2038 und 38 Mt in G65-K2038 (vgl. Abbil-
dung 5). Szenario G65-K2030 betrachtet die Auswirkungen 
eines politisch forcierten Kohleausstiegs bis 2030 trotz der 
Erwartung hoher Importpreise für Gas. Die Ergebnisse zei-
gen, dass Erzeugungsmengen und Emissionen ähnlich dem 
Szenario G15-K2038 mit einem marktgetriebenen Kohle-
ausstieg sind. In allen Szenarien sind die Stromimporte zwi-
schen 10 TWh bis 25 TWh größer als Stromexporte.

Abbildung 2
Erneuerbare und konventionelle Kraftwerkskapazitäten

Quelle: ENTSO-E Transparency Platform (2022), ENTSO-E and ENTSOG (2022) und eigene Abbildung.

Erneuerbare Kapazitäten
oben: Status quo

unten: politische Ziele 2030

Konventionelle Kapazitäten
oben: Status quo

unten: Modellberechnungen für 2030 

2021

  

2030

  

PV Wasserkraft Nuklear Gas

Wind an Land Biomasse Braunkohle Öl

Wind auf See Steinkohle Neubau

400

200
[GW]



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
605

Analysen Klimapolitik

Abbildung 3
Zubau und Rückbau an konventionellen Kraftwerkskapazitäten

Quelle: Eigene Abbildung.

Neben dem CO2-Preis haben die künftigen Brennstoff preise 
einen entscheidenden Einfl uss auf den Strompreis. Die Preis-
Dauer-Linien in Abbildung 6 zeigen, dass erneuerbare Ener-
gien in allen Szenarien unter Einbezug des Stromhandels und 
des Speicherbetriebs in etwa 2.500 Stunden die komplette 
Nachfrage decken. Erneuerbare Energien werden nur in etwa 
1.000 Stunden bei einem Strompreis von 0 Euro/MWh abge-
regelt, da Elektrolyseure – unter der Annahme ausschließlich 
grüner Wasserstoff produktion mit einer Zahlungsbereitschaft 
von 60 Euro/MWh – und Stromspeicher eine gewisse Flexi-
bilität haben. Im Szenario G15-K2038 sind Gaskraftwerke in 
einem Großteil der verbleibenden Stunden mit einem Preis 
von 65 Euro/MWh bis 70 Euro/MWh preissetzend. Steinkoh-
lekraftwerke und Spitzenlastkraftwerke (Gas und Öl) bestim-
men den Strompreis nur in wenigen 100 Stunden.

Höhere Preisannahmen für den Import fossiler Energieträger, 
speziell für Gas, würden deutliche Anstiege der Großhan-
delsstrompreise bewirken. Dies zeigt sich an den Preis-Dau-
er-Linien für die Szenarien G40-K2038 und G65-K2038. Die 
Durchschnittspreise steigen von 62,80  Euro/MWh in G15-
K2038 auf 92,80 Euro/MWh, bzw. 121,40 Euro/MWh. Ein vor-
zeitiger Kohleausstieg 2030 führt bei gleichem CO2-Preis zu 
einem nur geringfügigen Preisanstieg von 0,60 Euro/MWh, 
da die alternative Verstromung von Gas kaum teurer ist.

Auswirkungen höherer CO
2
-Preise bei mehr Kohlestrom

Werden die Emissionsobergrenzen im europäischen Emis-
sionshandel beibehalten, dürfte der CO2-Preis in den Sze-
narien G40-K2038 und G65-K2038 aufgrund der höheren 
Emissionen bei Kohleverstromung ansteigen. In den Be-
rechnungen haben wir diesen Eff ekt zunächst nicht be-

rücksichtigt. Die vorgestellten Szenarien betrachten somit 
implizit den Fall, dass die Emissionsobergrenzen um die zu-
sätzlich durch die Kohleverstromung verursachten Emissio-
nen erhöht – also de facto aufgeweicht – werden. Um auch 
den Fall zu beleuchten, dass dies nicht geschieht, haben 
wir in zusätzlichen Berechnungen die Auswirkungen höhe-
rer CO2-Preise analysiert. Im Szenario G65-K2038 mit ei-
nem hohen Gaspreis führt die Annahme eines CO2-Preises 
von etwa 200 Euro/t zu ähnlichen Investitionen und Erzeu-
gungsmengen in den betrachteten Nachbarländern wie das 
Szenario G15-K2038, also in Deutschland annähernd zu 
einem marktgetriebenen Kohleausstieg 2030. In der Folge 
würde sich auch der Strompreis erhöhen und bei durch-
schnittlich 142,40  Euro/MWh liegen. Dieser Preis würde 

Abbildung 4
Kapazität mit Zu- und Rückbau im Inland (ΔDE) und 

in Nachbarländern (ΔNB)

Quelle: Eigene Abbildung.

G15-K2038 G65-K2038 G65-K2030

Braunkohle Steinkohle Gas

+34

-18

[GW]

-1

Braunkohle
Steinkohle

Gaskraftwerke
Ölkraftwerke

Gas Neubau

G15-K2038 G65-K2038 G65-K2030G40-K2038
[GW]
80 

60 

40 

20 

0 

-20 

-40 

-60 

DE ΔDE ΔNB DE ΔDE ΔNB DE ΔDE ΔNB DE ΔDE ΔNB

29

24

3

8

29
39

20

20
32

2317

17

23

34

34
8 8

-11
-11 -11

-31
-24

-22 -22

-19

-18

24

-12

24

9

-15-12

24

9

-16-18

3 3

-2
-2

-2
-2

-2

-2
-2

-2

3



Wirtschaftsdienst 2022 | 8
606

Analysen Klimapolitik

sich einstellen, wenn unter den Akteuren im europäischen 
Emissionshandel keine anderen Betriebsstätten existieren, 
die niedrigere Grenzvermeidungskosten aufweisen und so-
mit anstelle der Kohlekraftwerke die Emissionen reduzieren.

Die Betrachtung verdeutlicht, dass der Weiterbetrieb der 
Kohlekraftwerke potenziell zu sehr hohen CO2-Preisen im 
europäischen Emissionshandel führt, was mit politischen 
Herausforderungen einhergehen dürfte. Es erscheint 
unwahrscheinlich, dass man einen entsprechend hohen 
CO2-Preis auf europäischer Ebene schon 2030 hinneh-
men wird. Diese möglichen Entwicklungen sollten unter 
Einbeziehung der Analyse des Emissionshandels und der 
anderen dem europäischen Emissionshandel unterlie-
genden Akteure genauer untersucht werden, um das Ent-
scheidungsumfeld noch besser einschätzen zu können.

Regionales Stromsystem in Deutschland

Die nachhaltige Transformation des Stromsystems erfor-
dert einen massiven Ausbau der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien, deren regionale Verteilung – insbe-
sondere mit viel Windkraft in Norddeutschland – eine große 
Herausforderung an die Übertragungsnetze stellt. Da ein 
engpassfreier Stromnetzausbau für ein 100 % erneuerbares 
Stromsystem weder technisch noch ökonomisch sinnvoll 
ist, spielt die regionale Verteilung von konventionellen Er-
zeugungskapazitäten, fl exibler Nachfrage, Stromspeichern 
und Elektrolyseuren eine wichtige Rolle für eine möglichst 
umfassende Nutzung der erneuerbaren Stromerzeugung. 

Die regionale Verteilung der konventionellen Erzeugungs-
kapazität und der damit verbundenen Flexibilität ist dabei in 
Zukunft besonders wichtig, da bei der Standortwahl als ein-
ziger begrenzender Faktor die lokale Verfügbarkeit von Gas 
und später Wasserstoff  eine Rolle spielt. Abbildung 7 zeigt, 
dass die neue Kapazität an Gaskraftwerken von 17 GW in 
G65-K2038 bereits zu einer besseren regionalen Verteilung 

der Erzeugungskapazität führen kann. Mit einem kompletten 
Kohleausstieg bis 2030 könnte die regionale Verteilung der 
Gaskraftwerksneubauten von 34 GW eine noch stärkere Er-
zeugungsbasis in Süddeutschland schaff en. Die damit ver-
bundene Kostenersparnis im Gesamtsystem, z. B. durch ef-
fi zienteres Engpassmanagement, ist bei der Entscheidungs-
fi ndung mit Blick auf den Kohleausstieg zu berücksichtigen.

Um eine regionale Verteilung von neu zuzubauenden Kraft-
werken zu erreichen, die sich stärker an der regionalen Ver-
teilung der Stromnachfrage orientiert, ist es wichtig, regiona-
le Anreize über Preissignale oder Netzentgelte zu schaff en. 
Sonst könnte der Zugang zu günstigem (Import)-Wasserstoff  
etwa in Küstennähe einen Zubau im Norden Deutschlands 
nahelegen, wodurch sich bestehende Engpässe verschärfen 
dürften. Allerdings ist die regional ausgewogene Ansiedlung 
nicht ausreichend, um auch den optimalen Betrieb der Kraft-
werke sicherzustellen, wie Grimm et al. (2019, 2020) zeigen. 
Mechanismen zur Mobilisierung von regionaler Flexibilität 
müssten somit darüber hinaus entwickelt werden.

Diskussion

Bis zu dem russischen Angriff  auf die Ukraine wurde bei der 
Analyse des Kohleausstiegs im Lichte der neuen Rahmenbe-
dingungen an den globalen Energiemärkten für die Zukunft 
von niedrigen Gaspreisen in Europa ausgegangen. So sahen 
die Planungen für die Transformation im Stromsektor neue 
Gaskraftwerke zur Deckung der Nachfrage in Stunden mit 
einer geringen Erzeugung aus erneuerbaren Energien vor. 
Gaskraftwerke sind fl exibler als Kohlekraftwerke, haben ge-
ringere direkte CO2-Emissionen und können je nach Techno-
logie mit begrenztem fi nanziellen Aufwand auf Wasserstoff  
umgerüstet werden. Daher sind sie für die Brückenfunktion 
in eine Stromversorgung mit 100 % erneuerbaren Energien 
prinzipiell gut geeignet. Außerdem könnte der Zubau von 
Gaskraftwerken in Deutschland regional ausgewogen erfol-
gen, wodurch strukturelle Netzengpässe reduziert würden.

Abbildung 5
Erzeugungsmengen und Emissionen fossiler 

Kraftwerke in Deutschland 2030

Quelle: Eigene Abbildung.
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Aktuelle Prognosen gehen infolge des Ukrainekriegs jedoch 
zukünftig von höheren Importpreisen für fossile Energieträ-
ger aus, speziell für fossiles Flüssiggas, das als Ersatz der 
russischen Gasimporte beschaff t werden soll. Dadurch ver-
liert die Transformation mit Erdgas als Brücke die bisher mit 
einem steigenden CO2-Preis angenommenen wirtschaftli-
chen Vorteile gegenüber der Kohleverstromung. Wesentliche 
technische Vorteile als Übergangstechnologie hin zur Ver-
stromung von klimaneutralem Wasserstoff  sowie die Mög-
lichkeiten mit Blick auf die bessere regionale Verteilung der 
Kraftwerkskapazitäten, die insbesondere bei einem schnel-
len Ausbau der Erneuerbaren Energien und mit begrenztem 
Netzausbau zum Tragen kommen, bleiben jedoch bestehen.

Unsere Berechnungen bieten eine Grundlage zur Einord-
nung und Bewertung der aktuellen Situation mit Blick auf 
den Kohleausstieg. Es zeigt sich, dass bei höheren Gas-
preisen – anders als bei den niedrigen historischen Gasprei-
sen von etwa 15 Euro/MWh – der Kohleausstieg 2030 nicht 
bereits größtenteils durch die CO2-Bepreisung herbeige-
führt würde. Im Gegenteil: Sogar der bereits beschlossene 
Ausstiegspfad bis 2038 müsste weiterhin aktiv durch Still-
legung von Kraftwerken umgesetzt werden, die am Markt 
auch bei hohen CO2-Preisen von über 100 Euro/t noch pro-
duzieren würden. Dies ist darauf zurückzuführen, dass bei 
hohen zukünftigen Gaspreisen insbesondere Braunkohle-
kraftwerke trotz der CO2-Bepreisung in der Merit Order vor 
den Gaskraftwerken zum Zuge kommen und Investitionen 
in neue Gaskraftwerke ausbleiben könnten, da die Kosten-
vorteile gegenüber der Kohleverstromung zu gering wären. 
Entsprechend würden in Erwartung hoher Gaspreise ein 
Teil der Kohlekraftwerke weiterbetrieben und folglich auch 
(marktgetrieben) nicht in dem für einen Kohleausstieg not-

wendigen Umfang neue Gaskraftwerke zugebaut werden. 
Je höher der erwartete Gaspreis, desto stärker ist dieser Ef-
fekt und desto höher wäre der zu erwartende Anteil an Koh-
lestrom mit entsprechend höheren CO2-Emissionen 2030. 
Ein Blick auf die Ergebnisse für das europäische Ausland 
in diesen Szenarien zeigt, dass auch dort weniger Kohle-
kraftwerke zurückgebaut würden, teilweise um die Strom-
nachfrage in Deutschland zu decken. Insgesamt führen die 
hohen Gaspreise somit in Deutschland wie auch im Ausland 
zu einer längeren Nutzung der Kohlekraftwerke, wobei man-
gels Alternativen in der Stromerzeugung unter anderem die 
deutsche Nachfrage von diesen Kapazitäten bedient würde.

Würde man entscheiden, die Kohlekraftwerke in Deutschland 
– wie im Koalitionsvertrag als Ziel formuliert – bis 2030 stillzu-
legen, dürfte dies trotz einer Erwartung höherer Importpreise 
für Erdgas zu einem umfangreichen Zubau von Gaskraftwer-
ken führen. Eine Voraussetzung dafür, dass dies marktgetrie-
ben geschieht, wäre jedoch eine frühzeitige und verlässliche 
politische Entscheidung. Eine Substitution der entfallenden 
deutschen Kapazität an Kohlekraftwerken durch einen noch 
geringeren Rückbau ausländischer Kohlekapazitäten wäre 
aufgrund der beschränkten internationalen Übertragungska-
pazitäten der Stromnetze nicht zu erwarten. Daher ergeben 
die Berechnungen (marktgetrieben) einen umfangreichen Zu-
bau von Gaskraftwerken, in etwa so wie es vor dem Angriff  
auf die Ukraine zu erwarten gewesen wäre. Es ist dennoch im 
Lichte der aktuellen Rahmenbedingungen neu zu bewerten, 
ob der Kohleausstieg 2030 durchgesetzt werden sollte.

Mit steigenden Gaspreisen könnten neben Braunkohlekraft-
werken, je nach Verhältnis von Steinkohle- und Gaspreis auf 
dem Weltmarkt, auch Steinkohlekraftwerke an Attraktivität 

Abbildung 7
Mögliche regionale Verteilung der Erzeugungskapazität in Deutschland
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gegenüber Gaskraftwerken gewinnen. In dem Fall könnte es 
mittelfristig sogar zu einem Rückbau von Gaskraftwerken – 
wie bis 2020 – kommen. Werden die Emissionsobergrenzen 
im europäischen Emissionshandel beibehalten, so würde je 
nach Umfang der zukünftigen Kohleverstromung der CO2-
Preis aufgrund der höheren Emissionen ansteigen. In den 
Berechnungen haben wir diesen Eff ekt zunächst nicht be-
rücksichtigt, sondern denselben CO2-Preis in allen Szenari-
en unterstellt. Dies wäre zu erwarten, wenn der europäische 
Emissionshandel aufgrund der Herausforderungen der Ener-
giepreiskrise aufgeweicht, also die Emissionsobergrenze 
um die zusätzlich durch die Kohleverstromung verursachten 
Emissionen erhöht würde. Geschieht dies nicht, dürfte der 
CO2-Preis deutlich steigen. In dem Szenario mit hohen Gas-
preisen würden Kohlekraftwerke erst bei einem CO2-Preis 
von etwa 200 Euro/t aus dem Markt gedrängt. Es erscheint 
unwahrscheinlich, dass man einen entsprechend hohen 
CO2-Preis auf europäischer Ebene schon 2030 hinnehmen 
wird. Diese möglichen Entwicklungen sollten unter Einbezie-
hung der Analyse des Emissionshandels und der anderen 
dem europäischen Emissionshandel unterliegenden Akteure 
genauer untersucht werden, um das Entscheidungsumfeld 
besser einschätzen zu können.

Mit Blick auf 2035 zeigen verschiedene Studien, dass eine 
vollständige Dekarbonisierung des Stromsektors bei dem 
aktuell angestrebten Zubau an erneuerbaren Energien re-
alistisch ist (Agora Energiewende et al., 2022; DIW, 2022). 
Dies impliziert, dass spätestens 2035 die Gaskraftwerkska-
pazitäten zugebaut sein und größtenteils mit klimaneutralem 
Wasserstoff  betrieben werden müssen. Vor dem Hintergrund 
der aktuellen Entwicklungen stellt dieses Ziel eine große He-
rausforderung dar. Neben den Entscheidungen und Investi-
tionen im Stromsektor muss sichergestellt werden, dass die 
Versorgung der Kraftwerke mit klimaneutralem Wasserstoff  
spätestens 2035 gewährleistet ist. Entsprechend ist Sorge 
zu tragen, dass Wasserstoff netz und -speicher etabliert 
und betrieben werden, sodass alle Gaskraftwerke – auch 
die, die notwendigerweise in Süddeutschland zugebaut 
werden – versorgt werden können. Je weniger Kraftwerks-
kapazitäten im Süden zugebaut werden, desto umfangrei-
cher muss im Gegenzug das Stromnetz ausgebaut werden. 
Dieser Trade-off  ist zu lösen und sollte in einer gemeinsa-
men Netzausbauplanung für Strom-, Gas- und Wasserstoff -
netze frühzeitig adressiert werden. Um schon während der 
Transformation die Abhängigkeit von Erdgas in der Strom-
versorgung zu begrenzen, sollte zudem das Augenmerk pa-

rallel auf die Substitution durch zusätzliche Flexibilität von 
Angebot und Nachfrage gelegt und hierfür entsprechende 
Anreize geschaff en werden. Fest steht: Ob der Zubau von 
Gaskraftwerken marktgetrieben erfolgen kann und bereits 
vorhandene und potenzielle Flexibilität im Stromsystem 
effi  zient genutzt werden kann, hängt davon ab, ob zeitnah 
klare politische Entscheidungen getroff en werden und ein 
zukunftsfähiges Strommarktdesign geschaff en wird.
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Title: The German Coal Phase-Out in 2030 Under Current Developments
Abstract: The Russian attack on Ukraine and the German energy industry’s dependence on Russian gas are currently leading to a very 
tight supply situation, which could worsen in the coming winter. In the medium term, too, the import price for natural gas is likely to be 
signifi cantly above historical levels as Europe becomes independent of Russian gas. These developments call for a reassessment of 
German energy policy, including for the energy transition in the power sector.


